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ner der Gesamtheit und nicht einer Partei. Ihre 
Tätigkeit wird von der Volksvertretung über­
wacht.

Artikel 4
Alle Maßnahmen der Staatsgewalt müssen 

den Grundsätzen entsprechen, die in der Ver­
fassung zum Inhalt der Staatsgewalt erklärt 
sind. Uber die Verfassungsmäßigkeit der Maß­
nahmen entscheidet die Volksvertretung ge­
mäß Artikel 66 dieser Verfassung. Gegen Maß­
nahmen, die den Beschlüssen der Volksvertre­
tung widersprechen, hat jedermann das Recht 
und die Pflicht zum Widerstand.

Jeder Bürger ist verpflichtet, im Sinne der 
Verfassung zu handeln und sie gegen ihre 
Feinde zu verteidigen.

Artikel 5
Die allgemein anerkannten Regeln des Völ­

kerrechts binden die Staatsgewalt und jeden 
Bürger.

Die Aufrechterhaltung und Wahrung 
freundschaftlicher Beziehungen zu allen Völ­
kern ist die Pflicht der Staatsgewalt.

Kein Bürger darf an kriegerischen Handlun­
gen teilnehmen, die der Unterdrückung eines 
Volkes dienen.

Der Dienst zum Schutze des Vaterlandes 
und der Errungenschaften der Werktätigen ist 
eine ehrenvolle nationale Pflicht der Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik.

B. INHALT UND GRENZEN 
DER STAATSGEWALT 

I. Rechte des Bürgers

Artikel 6
Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleichbe­

rechtigt.
Boykotthetze gegen demokratische Einrich­

tungen und Organisationen, Mordhetze gegen 
demokratische Politiker, Bekundung von Glau­
bens-, Rassen-, Völkerhaß, militaristische Pro­
paganda sowie Kriegshetze und alle sonstigen 
Handlungen, die sich gegen die Gleichberech­
tigung richten, sind Verbrechen im Sinne des 
Strafgesetzbuches. Ausübung demokratischer 
Rechte im Sinne der Verfassung ist keine Boy­
kotthetze.

Wer wegen Begehung dieser Verbrechen be­
straft ist, kann weder im öffentlichen Dienst 
noch in leitenden Stellen im wirtschaftlichen 
und kulturellen Leben tätig sein. Er verliert 
das Recht, zu wählen und gewählt zu werden.

Artikel 7
Mann und Frau sind gleichberechtigt.
Alle Gesetze und Bestimmungen, die der 

Gleichberechtigung der Frau entgegenstehen, 
sind aufgehoben.

Artikel 3
Persönliche Freiheit, Unverletzlichkeit der 

Wohnung, Postgeheimnis und das Recht, sich

an einem beliebigen Ort niederzulassen, sind 
gewährleistet. Die Staatsgewalt kann diese Frei­
heiten nur auf Grund der für alle Bürger gel­
tenden Gesetze einschränken oder entziehen.

Artikel 9

Alle Bürger haben das Recht, innerhalb der 
Schranken der für alle geltenden Gesetze ihre 
Meinung frei und öffentlich zu äußern und sich 
zu diesem Zweck friedlich und unbewaffnet zu 
versammeln. Diese Freiheit wird durch kein 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis beschränkt; 
niemand darf benachteiligt werden, wenn er 
von diesem Recht Gebrauch macht.

Eine Pressezensur findet nicht statt.

Artikel 10

Kein Bürger darf einer auswärtigen Macht 
ausgeliefert werden.

Fremde Staatsbürger werden weder ausgelie­
fert noch ausgewiesen, wenn sie wegen ihres 
Kampfes für die in dieser Verfassung nieder­
gelegten Grundsätze im Ausland verfolgt wer­
den.

Jeder Bürger ist berechtigt, auszuwandern. 
Dieses Recht kann nur durch Gesetz der Repu­
blik beschränkt werden.

Artikel 11

Die fremdsprachigen Volksteile der Repu­
blik sind durch Gesetzgebung und Verwaltung 
in ihrer freien volkstümlichen Entwicklung zu 
fördern; sie dürfen insbesondere am Gebrauch 
ihrer Muttersprache im Unterricht, in der in­
neren Verwaltung und in der Rechtspflege 
nicht gehindert werden.

Artikel 12

Alle Bürger haben das Recht, zu Zwecken, 
die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Ver­
eine oder Gesellschaften zu bilden.

Artikel 13

Vereinigungen, die die demokratische Ge­
staltung des öffentlichen Lebens auf der 
Grundlage dieser Verfassung satzungsgemäß 
erstreben und deren Organe durch ihre Mit­
glieder bestimmt werden, sind berechtigt, 
Wahl Vorschläge für die Volksvertretungen 
der Gemeinden, Kreise und Länder einzurei­
chen.

Wahl Vorschläge für die Volkskammer dür­
fen nur die Vereinigungen auf stellen, die nach 
ihrer Satzung die demokratische Gestaltung 
des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens 
der gesamten Republik erstreben und deren Or­
ganisation das ganze Staatsgebiet umfaßt.

Artikel 14

Das Recht, Vereinigungen zur Förderung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen anzugehö­
ren, ist für jedermann gewährleistet. Alle Ab­
reden und Maßnahmen, welche diese Freiheit 
einschränken oder zu behindern suchen, sind 
rechtswidrig und verboten.


